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SATZUNG  
der Spielvereinigung Essenheim 1886 e.V.  

  
§ 1 Name, Sitz und Zweck  

  
1. Der 1886 gegründete Verein führt den Namen "Spielvereinigung Essenheim 1886  
e.V." Er ist Mitglied des zuständigen Sportbundes und der zuständigen 
Landesfachverbände. Der Verein hat seinen Sitz in 55270 Essenheim. Er ist in das 
Vereinsregister beim Amtsgericht Mainz unter der Nr. 1656 eingetragen.  
  
2. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.   
  
3. Zweck des Vereins ist die Förderung des Sports. Der Satzungszweck wird durch 

die Förderung des Sportbetriebs verwirklicht.   
  
4. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke i. S. d. 

Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.  
  
5. Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke.   
  
6. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 

werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.   
  
7. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd 

sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.  
  
8. Bei Bedarf können Vereinsämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen 

Möglichkeiten entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages oder gegen 
Zahlung einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a EStG ausgeübt werden. 
Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit trifft der 
Gesamtvorstand. Gleiches gilt für die Vertragsinhalte und Vertragskündigungen.   

  
9. Im Übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins einen 

Aufwendungsersatzanspruch nach § 670 BGB für solche Aufwendungen, die 
ihnen durch die Tätigkeit für den Verein entstanden sind. Hierzu gehören 
insbesondere Fahrtkosten, Reisekosten, Porto, Telefon-, Kopier- und 
Druckkosten. Die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins haben das Gebot der 
Sparsamkeit zu beachten. Der Vorstand kann durch Beschluss im Rahmen der 
steuerrechtlichen Möglichkeiten Aufwendungserstattungen festlegen.  

Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von 3 Monaten 
nach seiner Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden nur gewährt, 
wenn die Aufwendungen mit prüffähigen Belegen und Aufstellungen nachgewiesen 
werden.  

10. Der Verein ist politisch, ethnisch und konfessionell neutral.  
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§  2 Erwerb der Mitgliedschaft  

  
1. Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden.  
  
2. Wer die Mitgliedschaft erwerben will, hat an den Vorstand einen schriftlichen 

Mitgliedsantrag zu richten. Bei Minderjährigen ist die Zustimmung der gesetzlichen 
Vertreter erforderlich. Die Aufnahme erfolgt durch den Vorstand.  

  
§ 3 Beendigung der Mitgliedschaft  

  
1. Die Mitgliedschaft erlischt durch   
  

a) freiwilligen Austritt  
b) Tod des Mitglieds   
c) Ausschluss aus dem Verein  
c) bei juristischen Personen durch deren Auflösung  

  
Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem 1. oder 2. 
Vorsitzenden.   
  
2. Der Austritt ist nur zum Schluss eines Kalendervierteljahres unter Einhaltung einer 

Frist von 6 Wochen zulässig.  
  
3. Ein Mitglied kann, nach vorheriger Anhörung, vom Vorstand aus dem Verein 

ausgeschlossen werden:  
  
a) wegen erheblicher Nichterfüllung satzungsgemäßer Verpflichtungen oder grober 

Missachtung von Anordnungen der Organe des Vereins  
  
b) wegen Nichtbezahlung von Beiträgen trotz gebührenpflichtiger Mahnung, der 

Ausschluss ist dem Mitglied schriftlich mitzuteilen.  
  
c) wegen eines schweren Verstoßes gegen die Interessen des Vereins oder groben 

unsportlichen Verhaltens  
  
d) wegen unehrenhafter Handlungen  
  
Der Bescheid über den Ausschluss ist mit Einschreibebrief zuzustellen.  
  

§ 4 Mitgliedsbeiträge  
  

1. Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Jahresbeitrages 
und dessen Fälligkeit werden von der Mitgliederversammlung bestimmt. Es gilt die 
jeweilige Beitragsordnung, welche von der Mitgliederversammlung beschlossen 
werden muss.   
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2. Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als 
Mitglieder auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.  
  
  

  
§ 5 Stimmrecht und Wählbarkeit  

  
1. Stimmberechtigt sind alle Mitglieder nach Vollendung des 16. Lebensjahres an. 

Jüngere Mitglieder können an der Mitgliederversammlung und den 
Abteilungsversammlungen als Gäste teilnehmen.  

  
2. Gewählt werden können Mitglieder nach Vollendung des l8. Lebensjahres an.  
  
  

§ 6 Vereinsorgane  
  
Organe des Vereins sind:  
  
a) die Mitgliederversammlung  
b) der geschäftsführende Vorstand  
b) der Gesamtvorstand.  
  
            

§ 7 Vorstand  
  
Der Vorstand i. S. d. § 26 BGB besteht aus  
  

• dem 1. Vorsitzenden  
• dem.2. Vorsitzenden  

  
Beide sind alleinvertretungsberechtigt, der 2. Vorsitzende wird aber im 
Innenverhältnis zum Verein nur in Vertretungsfällen aktiv.   
  
Der geschäftsführende Vorstand besteht ergänzend aus  
  

• dem Schatzmeister  
• dem Schriftführer  

  
Der Gesamtvorstand besteht aus dem geschäftsführenden Vorstand und  
  

• den Abteilungsleitern  
• den Jugendleitern der Abteilungen   
• den Fachvorständen (maximal 8)  
 

Fachvorstände bearbeiten spezielle Aufgaben, die nicht unmittelbar zum Sportbetrieb 
gehören. Der geschäftsführende Vorstand kann jederzeit weitere Fachvorstände bis 
zur maximalen Zahl von 8 in den Gesamtvorstand hinzuziehen. Hinzugezogene 
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Fachvorstände werden in der anschließenden Mitgliederversammlung durch Wahlen 
in Ihrer Funktion bestätigt. 
  
Die ordentliche Mitgliederversammlung wählt den Vorstand jeweils für die Dauer von 
zwei Jahren. Er bleibt aber bis zur nächsten gültigen Wahl im Amt. Um die 
Kontinuität der Vereinsarbeit zu gewährleisten, wird jährlich die Hälfte des 
geschäftsführenden Vorstandes gewählt, wobei Wiederwahl zulässig ist.   

Die ordentliche Mitgliederversammlung wählt jährlich einen neuen Kassenprüfer 
gem. Par. 12.  

  

In Jahren mit gerader Jahreszahl werden von der Mitgliederversammlung gewählt:   

der 1. Vorsitzende   

der Schatzmeister   

In Jahren mit ungerader Jahreszahl werden gewählt: der   

2. Vorsitzende  

Schriftführer   

In Jahren mit gerader Jahreszahl werden zudem die restlichen Mitglieder des 
Gesamtvorstands gewählt.   
  
Scheidet ein Mitglied des Vorstandes während der Amtsperiode aus, so wählt der  
Vorstand ein Ersatzmitglied (aus den Reihen der Vereinsmitglieder) für die restliche 
Amtsdauer des Ausgeschiedenen. Außerhalb des geschäftsführenden Vorstands ist 
eine Besetzung der Ämter nicht zwingend vorgeschrieben. Zwingend ist aber, dass 
entweder der 1. Vorsitzender oder der 2. Vorsitzende im gewählten Amt sind.   
  
Die Aufgaben des Vorstands werden in der Geschäftsordnung beschrieben, welche 
vom Gesamtvorstand nach Bedarf festgelegt wird.  
  
Der Gesamtvorstand ist über die Tätigkeit des geschäftsführenden Vorstandes 
laufend zu informieren.  
  
Der 1. und 2. Vorsitzende haben das Recht, an allen Sitzungen der Abteilungen und 
Ausschüsse beratend teilzunehmen.  
  
  

§ 8 Beschlussfassung des Vorstands  
  
Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssitzungen, die vom 
1. Vorsitzenden oder stellvertretend vom 2. Vorsitzenden schriftlich einberufen 
werden. In jedem Fall ist eine Einberufungsfrist von 7 Tagen einzuhalten. Einer 
Mitteilung der Tagesordnung bedarf es nicht. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn 
mindestens fünf Vorstandsmitglieder, darunter der 1. Vorsitzende oder der 2. 
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Vorsitzende, anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Leiters der Vorstandssitzung.   
  
Die Vorstandssitzung leitet der 1. Vorsitzende, bei dessen Abwesenheit der 2. 
Vorsitzende. Die Beschlüsse des Vorstands sind zu Beweiszwecken zu 
protokollieren und vom Sitzungsleiter zu unterschreiben.  
  
Ein Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichem Wege gefasst werden, wenn alle 
Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu der zu beschließenden Regelung erklären.   

  
  
  
  
  

§ 9 Mitgliederversammlung  
  
1. Oberstes Organ des Vereins ist die Mitgliederversammlung. Die 
Mitgliederversammlung ist insbesondere für folgende Angelegenheiten zuständig:  
  

a) Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstandes; Entlastung des 
Vorstandes.  

b) Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbeitrages  
c) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes  
d) Beschlussfassung über die Änderung der Satzung und über die Auflösung des  

Vereins  
e) Ernennung von Ehrenmitgliedern  

  
2. Eine ordentliche Mitgliederversammlung (Jahreshauptversammlung) findet in 
jedem Jahr statt, dies zwischen März und Juni.   
  
3. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist innerhalb einer Frist von 14 
Tagen mit entsprechender Tagesordnung einzuberufen, wenn es:  
  

a) der Vorstand oder  
b) ein Viertel der Mitglieder schriftlich beim 1. Vorsitzenden beantragt hat.  

  
4. Die Einberufung der Mitgliederversammlungen erfolgt durch den 1. 
Vorsitzenden, und zwar durch Veröffentlichung im örtlichen Mitteilungsblatt. 
Zwischen dem Tag der Einladung und dem Termin der Versammlung muss eine Frist 
von 14 Tagen liegen.  
  
5. Mit der Einberufung der ordentlichen Mitgliederversammlung ist die 
Tagesordnung mitzuteilen. Diese muss folgende Punkte enthalten:  
  

a) Bericht des Vorstandes  
b) Kassenbericht und Bericht der Kassenprüfer  
c) Entlastung des Vorstandes  
d) Wahlen, soweit diese erforderlich sind  
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e) Beschlussfassung über vorliegende Anträge  
  
6. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 
Mitglieder beschlussfähig.  
  
7. Das Protokoll wird vom Schriftführer geführt. Ist dieser nicht anwesend, 
bestimmt der Versammlungsleiter einen Protokollführer.  
  
8. Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 1. 
Vorsitzenden bzw. des Versammlungsleiters den Ausschlag. Satzungsänderungen 
können nur mit einer Mehrheit von Zweidrittel der erschienenen stimmberechtigten 
Mitglieder beschlossen werden.  
  
9. Über Anträge, die nicht in der Tagesordnung verzeichnet sind, kann in der 
Mitgliederversammlung nur abgestimmt werden, wenn diese Anträge mindestens 
acht Tage vor der Versammlung schriftlich beim 1. Vorsitzenden des Vereins 
eingegangen sind.  
  
10. Dringlichkeitsanträge dürfen nur behandelt werden, wenn die 
Mitgliederversammlung mit einer Zweidrittel-Mehrheit beschließt, dass sie als 
Tagesordnungspunkte aufgenommen werden. Ein Dringlichkeitsantrag auf 
Satzungsänderung bedarf der Einstimmigkeit.  
  
11. Geheime Abstimmungen erfolgen nur, wenn mindestens 10 stimmberechtigte 
Mitglieder es beantragen. Bei Personenwahl ist bei mehr als einem Vorschlag 
geheime Wahl durchzuführen, wenn ein Kandidat dies wünscht.  
 
12. Abweichend von § 32 Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) 
kann der Vorstand nach seinem Ermessen beschließen und in der Einladung 
mitteilen, dass die Mitglieder an der Mitgliederversammlung ohne Anwesenheit an 
einem Versammlungsort teilnehmen und ihre Mitgliederrechte im Wege der 
elektronischen Kommunikation ausüben können oder müssen (Online-
Mitgliederversammlung).  

 
13. Der Vorstand kann in einer „Geschäftsordnung für Online-
Mitgliederversammlungen“ geeignete technische und organisatorische Maßnahmen 
für die Durchführung einer solchen Mitgliederversammlung beschließen, die 
insbesondere sicherstellen sollen, dass nur Vereinsmitglieder an der 
Mitgliederversammlung teilnehmen und ihre Rechte wahrnehmen (z.B. mittels 
Zuteilung eines individuellen Logins). 
 
14. Die „Geschäftsordnung für Online-Mitgliederversammlungen“ ist nicht 
Bestandteil der Satzung. Für Erlass, Änderung und Aufhebung dieser 
Geschäftsordnung ist der Vorstand zuständig, der hierüber mit einfacher Mehrheit 
beschließt. Die jeweils aktuelle Fassung der Geschäftsordnung wird mit der 
Veröffentlichung auf der Homepage des Vereins für alle Mitglieder verbindlich.  
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15. Abweichend von § 32 Absatz 2 BGB ist ein Beschluss auch ohne 
Mitgliederversammlung gültig, wenn alle Mitglieder in Textform beteiligt wurden, bis 
zu dem vom Vorstand gesetzten Termin mindestens die Hälfte der Mitglieder ihre 
Stimmen in Textform abgegeben hat und der Beschluss mit der erforderlichen 
Mehrheit gefasst wurde. 
16. Die Bestimmungen der Absätze 12-15 gelten für Vorstandssitzungen und 
Vorstandsbeschlüsse entsprechend. 
 
  

§ 10 Abteilungen  
  
1. Für die im Verein betriebenen Sportarten bestehen Abteilungen oder werden 
im Bedarfsfalle durch Beschluss des Gesamtvorstandes gegründet.  
  
2. Die Abteilung wird durch den Abteilungsleiter, Stellvertreter und Jugendleiter 
geleitet.  
  
3. Abteilungsleiter, Stellvertreter und Jugendleiter werden von der 
Mitgliederversammlung gewählt. Die Abteilungsleitung ist gegenüber den Organen 
des Vereins verantwortlich und auf Verlangen jederzeit zur Berichterstattung 
verpflichtet.  
  
4. Die Zusammensetzung der Jugendvertretung und des Jugendausschusses 
ergibt sich aus der Jugendordnung. Die Jugendordnung ist ein Teil dieser Satzung.  

  
§ 11 Protokollierung der Beschlüsse  

  
Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung und des Vorstandes ist jeweils ein 
Protokoll anzufertigen, das vom Versammlungsleiter und dem von ihm bestimmten 
Protokollführer zu unterzeichnen ist.  
  

§ 12 Kassenprüfung  
  
Die Kasse des Vereins, sowie evtl. Kassen der Abteilungen werden in jedem Jahr 
durch zwei von der Mitgliederversammlung des Vereins gewählten Kassenprüfer 
geprüft. Die Kassenprüfer erstatten der Mitgliederversammlung einen 
Prüfungsbericht und beantragen bei ordnungsgemäßer Führung der 
Kassengeschäfte die Entlastung des Vorstands. Es wird jährlich ein Kassenprüfer für 
2 Jahre gewählt, unmittelbare Wiederwahl ist dabei nicht zulässig.   
  

§ 13 Datenschutz im Verein  
  
1) Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung 
der Vorgaben der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des 
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) personenbezogene Daten über persönliche 
und sachliche Verhältnisse der Mitglieder im Verein verarbeitet.   
  
2) Soweit die in den jeweiligen Vorschriften beschriebenen Voraussetzungen 
vorliegen, hat jedes Vereinsmitglied insbesondere die folgenden Rechte:   
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- das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DS-GVO,   
- das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DS-GVO,   
- das Recht auf Löschung nach Artikel 17 DS-GVO,   
- das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 DS-GVO,  - 
das Recht auf Datenübertragbarkeit nach Artikel 20 DS-GVO und  - das 
Widerspruchsrecht nach Artikel 21 DS-GVO.   
  
3) Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein 
Tätigen ist s untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als der 
jeweiligen Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, 
Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch über 
das Ausscheiden der oben genannten Personen aus dem Verein hinaus.   
  

4) Zur Wahrnehmung der Aufgaben und Pflichten nach der EU-Datenschutz-
Grundverordnung und dem Bundesdatenschutzgesetz kann der geschäftsführende 
Vorstand einen Datenschutzbeauftragten bestellen.  
  

§14 Auflösung des Vereins  
  
1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer außerordentlichen 

Mitgliederversammlung beschlossen werden. Auf der Tagesordnung dieser 
Versammlung darf nur Punkt "Auflösung des Vereins" stehen.  

  
2. Die Einberufung einer solchen Mitgliederversammlung darf nur erfolgen, wenn es  
  

a) der Gesamtvorstand mit einer Mehrheit von Dreivierteln aller seiner Mitglieder 
beschlossen hat, oder  

b) von Zweidritteln der stimmberechtigten Mitglieder des Vereins schriftlich 
gefordert wurde.  

  
3. Die Versammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 5o% der 

stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind. Die Auflösung kann nur mit  
einer Mehrheit von Dreiviertel der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder 
beschlossen werden. Die Abstimmung ist namentlich vorzunehmen. Sollten bei der 
ersten Versammlung weniger als 50% der stimmberechtigten Mitglieder anwesend 
sein, ist eine zweite Versammlung einzuberufen, die dann mit einer Mehrheit von 
Dreivierteln der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig ist.  
  
4. Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der 1. 

Vorsitzende und der 2. Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte 
Liquidatoren.   

  
5. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt sein 

Vermögen an die Gemeinde Essenheim die es unmittelbar für gemeinnützige, 
mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat.   
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(Die vorstehende Satzung wurde von der Mitgliederversammlung am 19.05.2021 
genehmigt.)  


